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Entschließung zur Liberalisierung und Harmonisierung 
im Verkehrssektor 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

— in Kenntnis des Entschließungsantrags von Herrn Hoffmann 
u. a. im Namen der EVP-Fraktion zur gemeinsamen Verkehrs-
politik im Rahmen der Vollendung des Binnenmarktes bis 
1992 (Dok. B2-160/86), 

— in Kenntnis des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften zur gemeinsamen Verkehrspolitik vom 
22. Mai 1985 1), 

in Kenntnis seiner Entschließung vom 12. September 1985 
zum Urteil des Gerichtshofs zur gemeinsamen Verkehrspoli-
tik und den Leitlinien dieser Politik 2) 

in Kenntnis seiner Entschließung vom 13. Juni 1985 zur 
Konsolidierung des Binnenmarktes 3), 

— in Kenntnis des Weißbuches der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften zur Vollendung des Binnenmarktes 
(KOM(85) 310 end. – Dok. C2-63/85), 

— in Kenntnis seiner Entschließung vom 14. Januar 1986 zum 
Weißbuch der Kommission4), 

— in Kenntnis seiner Entschließung vom 13. November 1985 
zum Europa der Bürger 5), 

— in Kenntnis der Schlußfolgerungen des Rates vom 14. Novem-
ber 1985 und vom 30. Juni 1986 betreffend den innergemein-
schaftlichen Straßenverkehr, 

— in Kenntnis des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften zur Festsetzung der Flugtarife vom 30. April 
19866), 

— angesichts des kürzlich erfolgten Beitritts Spaniens und Portu-
gals, 

— in Kenntnis des Berichts des Verkehrausschusses (Dok. 
A2-96/86), 

A. im Bewußtsein der bedeutenden Anstrengungen, die zwecks 
Erreichung der Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 
unternommen werden müssen, 

B. in der Überzeugung, daß eine gemeinsame Verkehrspolitik 
sowohl die Plattform und unabdingbare Vorausssetzung für 
die tatsächliche Konsolidierung des Binnenmarktes als auch 

1) Rechtssache 13/83 
2) ABl. Nr. C 262 vom 14. Oktober 1985, S. 99 
3) ABl. Nr. C 175 vom 15. Juli 1985, S. 229 
4) AB1. Nr. C 36 vom 17. Februar 1986, S. 53 
5) ABl. Nr. C 345 vom 31. Dezember 1985, S. 27 

6) Gemeinsame Rechtssachen 209 bis 213/84 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6131 

in vieler Hinsicht eine Notwendigkeit für die Erreichung des 
Europas der Bürger darstellt, 

C. in dem Wunsch, die gemeinsame Verkehrspolitik voranzutrei-
ben, um diese Ziele innerhalb der vorgesehenen Fristen errei-
chen zu können, 

D. im Bewußtsein der Schwierigkeiten, auf die die Durchführung 
einer gemeinsamen und konsequenten Verkehrspolitik in der 
Praxis stößt, 

E. in der Überzeugung, daß die Ausführung des Urteils vom 
22. Mai 1985 innerhalb der vom Gerichtshof gesetzten Frist es 
endlich erlauben müßte, aus der Sackgasse herauszufinden, 
in der sich diese Durchführung einer gemeinsamen Politik seit 
mehr als 25 Jahren befindet 

1. erwartet vom Rat auf Vorschlag der Kommission baldmög-
lichst folgendes: 

a) in Ausführung des Urteils: 

den Erlaß von Gemeinschaftsvorschriften, die für den 
freien Dienstleistungsverkehr im Verkehrswesen notwen-
dig sind und die sich auf folgendes beziehen: 

— den internationalen Verkehr aus oder nach dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder den Transitver-
kehr durch das Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mit-
gliedstaaten, 

— die Bedingungen für die Zulassung von Verkehrsunter-
nehmern zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in 
dem sie nicht ansässig sind; 

b) parallel dazu: 
die Einführung von Harmonisierungsmaßnahmen, insbe-
sondere die steuerliche Harmonisierung der Abgaben auf 
Fahrzeuge und Treibstoffe sowie ein einheitliches Wege-
geldsystem, die im Zusammenhang mit dieser Liberalisie-
rung erforderlich sind, um schwerwiegende Störungen auf 
dem Straßen-, Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehrs-
markt zu vermeiden, die sich aus zu ungleichen 
Wettbewerbsbedingungen in zweierlei Hinsicht ergeben, 
d. h. aufgrund der Unterschiede in den Verkehrsinfrastruk-
turen der verschiedenen Staaten sowie aufgrund der unter-
schiedlichen Gestaltung des Straßen-, Schienen- und Bin-
nenschiffsverkehrs; 

2. erinnert ferner daran, daß das Parlament zu diesem Zweck 
nachdrücklich auf die Notwendigkeit hingewiesen hat, inner-
halb eines Jahres einen Verordnungsrahmen festzulegen, in 
dem die verschiedenen notwendigen Maßnahmen und ein 
verbindlicher Zeitplan für ihre Durchführung vorgesehen 
werden, eine Forderung, die durch den kürzlich erfolgten 
Beitritt Spaniens und Portugals sowie die daraus entstandene 
erhebliche Bedeutung einer Verbesserung der Verkehrsver-
bindungen über die Pyrenäen noch verstärkt wird; 
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3. stellt fest, daß die Kommission ein Jahr nach dem Urteil und 
seiner Entschließung in Ausführung des Urteils vier spezi-
fische Vorschläge vorgelegt hat, unter anderem diejenigen in 
bezug auf die Fluß- und Straßenkabotage, es jedoch versäumt 
hat, dem Rat einen Gesamtkomplex an zu treffenden Maß-
nahmen und die Fristen für ihr Inkrafttreten sowie einen Plan 
der Maßnahmen zu unterbreiten, die in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten je nach ihren Verpflichtungen ge troffen wer-
den müssen; 

4. ist der Ansicht, daß dieses Versäumnis ein Klima der Un-
sicherheit bei den Unternehmen, dem Personal und den 
Benutzern im Verkehrswesen schafft und somit die rasche 
Annahme der von der Kommission vorgelegten gemeinschaft-
lichen Verordnungsvorschläge schwer belastet; 

5. befürchtet, daß angesichts des Fehlens eines Gesamtplans der 
ewige Streit zwischen Befürwortern der Libera lisierung und 
Verfechtern der vorherigen Harmonisierung weiterhin jeden 
echten Fortschritt im Verkehrsbereich lähmen wird; 

6. fordert  daher die Kommission nachdrücklich auf, so bald wie 
möglich einen solchen Gesamtplan und einen genauen Zeit-
plan vorzulegen, der auf den Empfehlungen basiert, die in 
seinen diesbezüglichen Basisberichten, insbesondere den-
jenigen von Herrn Seefeld, (Dok. 512/78), Herrn Carossino 
(Dok. 1-996/81 und Dok. 1-1138/83) und Herrn Anastassopou-
los (Dok. A2-84/85/A+B) enthalten sind, wobei die Anregun-
gen, die in den genannten, für das Verkehrswesen wich tigen 
Entschließungen vom 13. Juni 1985, 14. Januar 1986 und 
13. November 1985 enthalten sind, zu berücksichtigen sind; 
ersucht ferner die Kommission nachdrücklich darum, daß die-
ser mehrjährige, bis 1992 reichende Gesamtplan ebenfalls die 
Harmonisierungsmaßnahmen enthält, die zwangsläufig mit 
den Liberalisierungsmaßnahmen einhergehen müssen, so daß 
unannehmbare Störungen auf dem Verkehrsmarkt während 
der neuen Übergangszeit vermieden werden; 

7. ist daher der Ansicht, daß die Kommission im Rahmen eines 
Gesamtplans spezifische Harmonisierungsmaßnahmen als 
Ergänzung zu den Vorschlägen vorsehen muß, die auf die 
Ausführung des Urteils des Gerichtshofs innerhalb einer 
angemessenen Frist und folglich den freien Dienstleistungs-
verkehr im Landverkehr gemäß Artikel 75 Absatz 1 b) des 
EWG-Vertrags ausgerichtet sind, dabei muß die Möglichkeit 
erhalten bleiben, auf provisorische Schutzmaßnahmen 
zurückzugreifen, um negative Auswirkungen auf den Ver-
kehrsmarkt zu vermeiden; 

8. ist der Ansicht, daß die Verwirklichung einer echten gemein-
samen Verkehrspolitik die Annahme der im Vertrag vorge-
sehenen Maßnahmen — gemäß dem Urteil des Gerichtshofs — 
sowie die Annahme eines Gesamtplans und neuer Vorschläge 
zur Vollendung des Binnenmarktes im Verkehrssektor bis 
1992 voraussetzt; 

 



Deutscher Bundestag —10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6131 

9. begrüßt die Schlußfolgerungen des Rates vom 30. Juni 1986 
betreffend die Hauptaspekte der Organisa tion des Straßen-
verkehrsmarktes in der Übergangsphase bis zur Konsoli-
dierung des Binnenmarktes im Jahre 1992, die die gleiche 
Parallelität zwischen Liberalisierung und Harmonisierung 
herstellen und somit die Möglichkeit schaffen, schwerwie 
gende Störungen aufzufangen und Wettbewerbsverzerrun-
gen in diesem Sektor zu vermeiden; wünscht jedoch, daß der 
Rat sich bei den übrigen landgebundenen Verkehrsträgern 
für einen ähnlichen Lösungsansatz entscheidet, und zwar 
möglichst bald; 

10. betrachtet ferner das Urteil des Gerichtshofs vom 30. April 
1986 zur Festsetzung der Flugtarife als eine Anregung an die 
Adresse des Rates, zu seiner Verantwortung zu stehen und 
kurzfristig die Vorschläge der Kommission anzunehmen, die 
in ihrem zweiten Memorandum zur zivilen Luftfahrt enthalten 
sind, wobei die diesbezügliche Stellungnahme des Parla-
ments vom 10. September 1985 ausdrücklich zu berücksich-
tigen ist 7); 

11. ist schließlich nach wie vor davon überzeugt, daß das Urteil 
des Gerichtshofs vom 22. Mai 1985, wie es vom Europäischen 
Parlament 8) und vom Rat 9) ausgelegt wurde, einen entschei-
denden Durchbruch in Richtung auf die Einführung einer 
gemeinsamen Verkehrspolitik ermöglicht und daß unbedingt 
vermieden werden muß, durch restriktive Bestimmungen 
diese einzigartige Gelegenheit, die dieses Urteil bietet, in 
Frage zu stellen; 

12. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission sowie den Parlamenten der Mitglied-
staaten zu übermitteln. 

7)Abl. Nr. C 262 vom 14. Oktober 1985, S. 31 
8) Entschließung vom 12. September 1985 
9)Tagungen des Rates vom 14. November 1985 und vom 30. Juni 1986 
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Entschließung zum Abschluß der Konsultation des Europäischen Parlaments 
zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
für eine Verordnung zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung von 
Verkehrsunternehmern zum Güter- und Personenverkehr in der Binnenschiffahrt 
innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig sind 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT —

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat'), 

— vom Rat gemäß Artikel 75 des EWG-Vertrags konsultiert 
(Dok. C2-144/85), 

in Kenntnis des Berichts des Verkehrsausschusses und der 
Stellungnahmen des Ausschusses für Wi rtschaft, Währung 
und Industriepolitik und des Ausschusses für Recht und 
Bürgerrechte (Dok. A2-75/86), 

— in Kenntnis des Ergebnisses der Abstimmung über den Vor-
schlag der Kommission, 

A. unter Hinweis auf das Urteil des Gerichtshofs vom 22. Mai 
1985 zu der gemeinsamen Verkehrspolitik 2) und auf seine 
Entschließung vom 12. September 1985 zu diesem Urteil3), 

B. unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. September 
1985 zur Rheinschiffahrtsakte 4), 

C. unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 11. Mai 1979 5) 
und 21. Mai 1984 6) zur Sanierung der Binnenschiffahrt, 

D. alarmiert durch den anhaltenden strukturellen Kapazitäts-
überhang in der Binnenschiffahrt und durch die Unterschiede 
zwischen den Lösungsversuchen in den einzelnen Mitglied-
staaten, 

E. in Erwägung seiner wiederholt geäußerten Forderung nach 
Verwirklichung eines integ rierten Bündels von Gemein-
schaftsvorschriften zur Sanierung dieses Verkehrssektors —

1. erinnert daran, daß die Kommission schon am 29. November 
1967 dem Rat einen Vorschlag für eine Verordnung über den 
Zugang zum Markt im Binnenschiffsgüterverkehr vorgelegt 
hat7) und der Rat trotz der positiven Stellungnahmen des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 8) und des Europäischen 
Parlaments 9) offensichtlich nicht imstande gewesen ist, hier-
über einen Beschluß zu fassen; 

1)Abl. Nr. C 331 vom 20. Dezember 1985, S. 2 
2) Rechtssache 13/83 
3) Abl. Nr. C 262 vom 14. Oktober 1985, S. 99 
4) Abl. Nr. C 262 vom 14. Oktober 1985, S. 103 
5) Abl. Nr. C 140 vom 5. Juni 1979, S. 169 
6) Abl. Nr. C 172 vom 2. Juli 1984, S. 10 
7) Abl. Nr. C 95 vom 21. September 1968, S. 1 
8) Abl. Nr. C 100 vom 5. Oktober 1968, S. 2 
9) Abl. Nr. C 108 vom 19. Oktober 1968, S. 14 
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2. weist darauf hin, daß der vorliegende Vorschlag als eine erste 
Maßnahme zur Durchführung des Urteils des Gerichtshofs 
vom 22. Mai 1985 betrachtet werden muß; 

3. stellt fest, daß dieser Verordnungsvorschlag darauf abzielt, 
gemäß dem im EWG-Vertrag verankerten Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung Verkehrsunternehmer zum Güterver-
kehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig 
sind, zuzulassen; forde rt  die Kommission auf, gleichzei tig zur 
Liberalisierung der Zulassung zum Binnenschiffahrtsverkehr 
weitere Vorschläge zur Harmonisierung insbesondere des 
Steuer- und Versicherungsrechts vorzulegen; 

4. stellt ferner mit Genugtuung fest, daß in einem Mitgliedstaat 
nicht ansässige Verkehrsunternehmer gehalten sind, die in 
diesem Mitgliedstaat geltenden Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften einzuhalten, sofern diese dem Grundsatz entspre-
chen, daß alle EG-Staatsbürger unter denselben Bedingun-
gen freien Zugang zum Markt haben sollen, und sich ggf. bei 
Verstößen gegen die in diesem Mitgliedstaat geltenden Vor 
schriften entsprechenden Sanktionen zu unterwerfen; 

5. äußert ferner seine Befriedigung darüber, daß aufgrund des 
Prinzips der echten Verbindung zwischen Fahrzeug und/oder 
Verkehrsunternehmer bzw. Schiffseigner Unternehmer aus 
Drittstaaten nicht zur Kabotage zugelassen sind, wodurch die 
innerstaatlichen Verkehrsmärkte der Mitgliedstaaten gegen 
den außergemeinschaftlichen Wettbewerb geschützt werden; 

6. ist jedoch der Ansicht, daß das Prinzip der „echten Verbin-
dung" in Artikel 2 des Kommissionsvorschlags zu kurz gefaßt 
ist, und fordert  die Kommission daher auf, diesen Artikel 
durch einen Wortlaut zu ersetzen, der mit den Ausführungs-
vorschriften der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
von 1984 übereinstimmt, worin die Merkmale der echten 
Verbindung genau festgelegt sind; 

7. billigt prinzipiell den Vorschlag der Kommission, da er aus-
drücklich den Bestimmungen von Artikel 75 Absatz 1 Buch-
stabe b des EWG-Vertrags entspricht, deren obligatorische 
Anwendung in dem erwähnten Urteil betont wurde, unter der 
Bedingung, daß die Kommission unverzüglich einen Vor-
schlag für eine Gemeinschaftsregelung über die Über-
wachung der Kapazitätsbeschränkung in der Binnenschiffahrt 
vorlegt; 

8. fordert die Kommission auf, auch bei dieser Gelegenheit 
unverzüglich eine Übersicht vorzulegen, aus der für alle Bür-
ger klar erkennbar hervorgeht, welche Maßnahmen in dem 
noch verbleibenden Zeitraum von 61/2 Jahren bis zur Voll-
endung des Binnenmarktes für alle Verkehrsunternehmer 
erlassen werden müssen und wie diese Maßnahmen zusam-
menwirken sollen, damit ausgeglichene Marktverhältnisse 
entstehen; 
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9. hebt jedoch folgende Hemmnisse hervor, die einem reibungs-
losen Funktionieren der vorgeschlagenen Gemeinschafts-
regelung im Wege stehen: 

a) den anhaltender und sogar zunehmenden Kapazitätsüber-
hang an Schiffsraum, der sich als Folge des Vorschlags 
noch stärker als bisher bemerkbar machen wird und durch 
den insbesondere die private Binnenschiffahrt benach-
teiligt zu werden droht; 

b) den zu erwartenden sozialen Druck und die eventue lle 
Einschüchterung der Schiffsführer aus anderen Mitglied-
staaten durch die nationalen Verkehrsunternehmer; 

c) die mangelnde internationale Anerkennung nationaler 
Fahrlizenzen und die bestehenden Unterschiede in den 
erforderlichen technischen Vorschriften; 

10. vertritt den Standpunkt, daß das auf den Nord-Süd-Achsen 
angewendete „Tour de rôle"-System bis 1992 abgeschafft 
werden muß, da es nicht mit der Dienstleistungsfreiheit im 
Verkehrssektor zu vereinbaren ist; 

11. hält es deshalb für erforderlich, daß die Kommission unver-
züglich 

a) sich mit den zuständigen Organisationen und Verbänden 
der Binnenschiffahrtsunternehmer einerseits und den 
zuständigen nationalen Behörden ins Benehmen setzt, um 
so rasch wie möglich formale gemeinschaftliche Vor-
schläge für die dringend gebotene Kapazitätsbeschrän-
kung in diesem Verkehrssektor vorlegen zu können; 

b) positive flankierende Maßnahmen mit dem Ziel ergreift, 
die aus der vorliegenden Verordnung resultierenden sozia-
len Probleme, insbesondere für die selbständigen Unter-
nehmer im Binnenschiffsverkehr, so gut wie möglich zu 
bewältigen, und dabei die Möglichkeit einer finanziellen 
Beihilfe der Gemeinschaft prüft; 

c) mit den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten und den 
an  der Mannheimer Rheinschiffahrtsakte beteiligten Dritt-
staaten Verhandlungen aufnimmt, damit end lich Fort

-schritte bei der Regelung der Bemannungsvorschriften 
sowie der Fahrt- und Ruhezeiten in der Binnenschiffahrt 
erzielt werden, wobei den berechtigten Interessen der 
Arbeitnehmer in einer Weise Rechnung getragen werden 
muß, daß sich die wirtschaftliche Lage der Partikulierschiff-
fahrt nicht noch weiter verschlechtert; 

d) die notwendigen Schritte ergreift, damit steuerliche Ver-
günstigungen und ähnliche staatliche Maßnahmen zur För-
derung des Neubaus von Binnenschiffen völlig besei tigt 
werden; 

e) Vorschläge für die internationale Anerkennung der Fahr-
lizenzen und die Harmonisierung der diesbezüglichen 
Qualifikationen unterbreitet; 
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12. ersucht die Kommission, damit sich Angebot und Nachfrage 
in der Binnenschiffahrt wirkungsvoll austauschen können, für 
eine angemessene Markttransparenz zu sorgen; 

13. fordert  die Kommission auf, die Frage zu prüfen, ob unter 
Einsatz der modernen Informationstechnologie Frachtenbör-
sen geschaffen 	können, welche die Angebote und 
Nachfrage für die jewei ligen Wasserwege bündeln; 

14. ersucht die Kommission, die vorgenannten Änderungen 
gemäß Artikel 149 Absatz 2 des EWG-Vertrags in ihren Vor-
schlag zu übernehmen; 

15. dringt beim Rat darauf, daß er die Vorschläge der Kommission 
für den Zugang zum Beruf des Verkehrsunternehmers für den 
Güter- und Personenverkehr in der Binnenschiffahrt und für 
die gegenseitige Anerkennung von Diplomen, Prüfungszeug-
nissen und sonstigen Befähigungsnachweisen für den Per-
sonen- und Güterverkehr in diesem Sektor so bald wie mög-
lich annimmt; 

16. weist erneut darauf hin, daß dieser Verkehrszweig für meh-
rere Mitgliedstaaten von erheblicher wirtschaftlicher Bedeu-
tung ist und gleichzei tig besondere Vorteile in den Bereichen 
Sicherheit, Energieverbrauch und Umweltschutz bietet und 
daß deshalb einer gemeinschaftlichen Kapazitätsregelung die 
erforderliche Priorität beigemessen werden muß; 

17. beauftragt seinen Präsidenten, der Kommission und dem Rat 
sowie den Parlamenten der Mitgliedstaaten den Text des 
Vorschlags der Kommission in der vom Parlament gebilligten 
Fassung mit der dazugehörigen Entschließung als Stellung-
nahme des Parlaments zu übermitteln. 
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VON DER KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN VORGESCHLAGENER TEXT1 ) 

VOM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 
GEÄNDERTER TEXT 

Verordnung des Rates (EWG) zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung 
zum Güter- und Personenverkehr in' der Binnenschiffahrt innerhalb eines 
Mitgliedstaats, in dem sie nicht ansässig sind 

Präambel unverände rt 

 1. bis 4. Erwägung unverände rt  

Artikel 1 

Ab dem 1. Januar 1988 wird jeder Unternehmer des 
gewerblichen Güter- und Personenverkehrs in der 
Binnenschiffahrt, der 

— in einem Mitgliedstaat in Übereinstimmung mit 
dessen Rechtsvorschriften niedergelassen ist, 

— dort  die Genehmigung für den grenzüberschreiten-
den Güter- und Personenverkehr in der Binnen-
schiffahrt erhalten hat, 

zum innerstaatlichen gewerblichen Güter- und Per-
sonenverkehr in der Binnenschiffahrt in einem ande-
ren Mitgliedstaat zugelassen, als dem, in dem er 
niedergelassen ist; er kann diese Tätigkeit zeitweilig 
im betreffenden Staat ausführen, ohne einen Unter-
nehmenssitz oder eine Fi liale zu errichten. 

Es ist dringend geboten, im Hinblick auf eine Sanie-
rung der Binnenschiffahrt eine gemeinschaftliche 
Regelung zur Kapazitätsbeschränkung in diesem Ver-
kehrssektor durchzuführen. 

Artikel 1 

1. Ab dem 1. Januar 1988 wird jeder Unternehmer des 
gewerblichen Güter- und Personenverkehrs in der 
Binnenschiffahrt, der 

— in einem Mitgliedstaat in Übereinstimmung mit 
dessen Rechtsvorschriften niedergelassen ist, 

— dort  die Genehmigung für den grenzüberschrei-
tenden Güter- und Personenverkehr in der 
Binnenschiffahrt erhalten hat, 

zum innerstaatlichen gewerblichen Güter- und Per-
sonenverkehr in der Binnenschiffahrt in einem 
anderen Mitgliedstaat als in dem, in dem er nieder-
gelassen ist, nach Maßgabe der gleichen Vorschrif-
ten zugelassen wie die Unternehmen, die in dem 
betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind. 

1. a) Von dem Zeitpunkt an, von dem Abs. 1 Anwen-
dung findet, werden die Mitgliedstaaten, in 
denen die Zulassung zu innerstaatlichen Beför-
derungen in der Binnenschiffahrt mengenmäßi-
gen Beschränkungen unterworfen ist, die Zahl 
der Genehmigungen angemessen erhöhen, um 
bei der Ausschreibung zusätzlicher Genehmi-
gungen auch Binnenschiffahrtsunternehmen 
aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft eine Teilnahme am innerstaat-
lichen Verkehr zu ermöglichen. 

1. b) Bis Ende 1992 müssen Wettbewerbsbehinderun-
gen, die besonders ausländische Verkehrs-
unternehmen treffen, wie das „Tour de rôle

-

System" abgeschafft werden. 

Artikel 2 unverändert  

1) Vollständiger Text siehe ABl. Nr. C 331 vom 20. Dezember 
1985, S. 2 
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VON DER KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN VORGESCHLAGENER TEXT 

Artikel 3 

Die Durchführung innerstaatlicher Beförderungen 
gemäß Artikel 1 durch einen nichtansässigen Ver-
kehrsunternehmer unterliegt den geltenden Rechts-
und Verwaltungsvorschriften des Staates, in dem diese 
Beförderungen durchgeführt werden; diese Bestim-
mungen sind auf nichtansässige Verkehrsunternehmer 
gleichermaßen wie gegenüber den ansässigen Ver-
kehrunternehmern und auf eine Weise anzuwenden, 
daß jede Diskriminierung von gebietsfremden Ver-
kehrsunternehmern aufgrund ihrer Staatsangehörig-
keit oder ihres Niederlassungsortes ausgeschlossen ist. 

VOM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 
GEÄNDERTER TEXT 

Artikel 3 

1. Die Durchführung innerstaatlicher Beförderungen 
gemäß Artikel 1 durch einen nichtansässigen Ver-
kehrsunternehmer unterliegt den geltenden Rechts-
und Verwaltungsvorschriften des Staates, in dem 
diese Beförderungen durchgeführt werden; diese 
Bestimmungen sind auf nichtansässige Verkehrs-
unternehmer gleichermaßen wie gegenüber den 
ansässigen Verkehrsunternehmern und auf eine 
Weise anzuwenden, daß jede Diskriminierung von 
gebietsfremden Verkehrsunternehmern aufgrund 
ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Niederlas-
sungsortes ausgeschlossen ist. 

1. a) Werden mit Schiffen eines Unternehmers wie-
derholte und schwerwiegende Verstöße gegen 
das Gelneinschaftsrecht auf dem Gebiet des 
Verkehrs oder die in Absatz 1 genannten Vor-
schriften begangen, so kann der betreffende 
Mitgliedstaat die Zulassung dieses Unterneh-
mens zum Verkehr gemäß Artikel 1 aufheben; 
die zuständigen Stellen dieses Staates können 
die Aufhebung auf dem Nachweis gemäß Arti-
kel 2 Absatz 4 vermerken. 

Artikel 3 a 

1. a) Die Mitgliedstaaten werden durch ausreichen-
de Kontrollen sicherstellen, daß die Unterneh-
men, die nach dieser Verordnung die Dienstlei-
stungsfreiheit in Anspruch nehmen, den gelten-
den Rechtsvorschriften im Staat des Dienstlei-
stungsunternehmers nachkommen; sie erlassen 
fristgerecht die hierzu notwendigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. 

1. b) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, 
welche Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
sie zur Durchführung von Absatz 1 erlassen 
haben. 

Artikel 4 und 5 unverände rt . 




